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Der Gewisserschutz im Kanton Schaffhausen

Von Fiirsprecher Marius Baschung, Schaffhausen

Die Ausgangslage

Am 4. Dezember 1960 haben die Stimmbiirger des
Kantons Schaffhausen dem kantonalen Einfiihrungsge-
setz zum Bundesgesetz iiber den Schutz der Gewisser
gegen Verunreinigung mit 11 636 Ja gegen 1097 Nein
zugestimmt. Damit wurde die Grundlage fiir die viel-
gestaltigen Massnahmen zum Schutze der Gewisser
innerhalb der Gemeinden, der Regionen und des Kan-
tons geschaffen. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes
ist der Kanton in eine neue, aktive Phase des Ge-
wiisserschutzes getreten.

Das kantonale Gewisserschutzgesetz stellt ver-
schiedene Grundsitze auf, die fiir die praktische
Arbeit der mit Gewisserschutzaufgaben betrauten
Amtsstellen von grosser Bedeutung sind. So bestimmt
Art. 4, dass die Abwasser aus den Ortschaften in der
Regel durch geeignete Kanalisationen zu sammeln
sind und vor ihrer Uebergabe an ein Gewisser in
einer zentralen Anlage gereinigt werden miissen.
Leider enthilt diese Vorschrift noch die Worte «in
der Regely. Wiirde das Gesetz heute durchberaten, so
wire eine klare «Muss-Vorschrifty im grossen Rat dis-
kussionslos durchgegangen. Das zeigt, wie rasch sich
die Einsicht fiir durchgreifende und umfassende
Schutzmassnahmen allgemein durchgesetzt hat. Im
iibrigen darf schon hier gesagt werden, dass fast alle
Gemeinden in die Planung der verschiedenen regiona-
len und kommunalen Kliranlagen einbezogen worden
sind und dass bis heute keine Gemeinde im Rahmen
dieser Planung abseits gestanden ist.

Von grosser Bedeutung ist ferner die Vorschrift
(Art.5), dass alle Gemeinden verpflichtet sind, ein
generelles Kanalisationsprojekt mit einem ent-
sprechenden Reglement aufzustellen. Dieser Vor-
schrift ist bis jetzt bereits ein grosser Teil der Gemein-
den nachgekommen.

Von grosser Wichtigkeit ist ferner der Art. 6 dieses
Gesetzes, wonach im Bereich offentlicher Kanalisa-
tionen alle Abwasser angeschlossen werden miissen.
Ausgenommen sind solche Abwasser, die ohne Gefahr
einer Gewiisserverschmutzung in der Landwirtschaft
verwertet oder auf andere Weise unschéddlich gemacht
werden. Leider hat der Gesetzgeber auch hier den
letzten und entscheidenden Schritt nicht gewagt. Hitte
er — mit Ausnahme der soeben erwihnten landwirt-
schaftlich verwerteten Abwasser — die Anschluss-
pflicht fiir simtliche Abwasser, d.h. nicht nur fiir
jene im Einzugsbereich der Kanalisationen — sta-
tuiert, so wire ein fiir allemal der Streubauweise ein
starker Riegel gestossen worden. Immerhin haben die
meisten Gemeinden diese Liicke durch klare Er-
schliessungsvorschriften in den Bauordnungen ge-
schlossen; offen ist sie aber leider noch dort geblie-
ben, wo die Oeffentlichkeit ein eminentes Interesse an
einer straffen Ordnung gehabt hitte: bei den Wochen-
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endhdusern im Randengebiet. Leider ist hier die Ein-
sicht noch nicht durchgedrungen, dass in der Praxis
die Wochenendhéuser sich in der Nutzung nicht mehr
stark von den iibrigen Hiusern in den Wohngebieten
unterscheiden. So werden heute noch im ganzen Ran-
dengebiet Wochenendhiduser ohne geniigende FEr-
schliessung zugelassen. Dies fiihrt u. a. auch dazu, dass
Entschidigungsforderungen iiberall dort, wo aus Griin-
den des Natur- und Heimatschutzes nicht gebaut wer-
den soll, nicht mehr abgewiesen werden kénnen, wenn
gerade in unmittelbarer Nihe bei gleichen Verhailt-
nissen der Bau von Wochenendhiusern zulissig ist.

Nebst diesen nicht abschliessend aufgezihlten
Grundsitzen enthilt das kantonale Gewisserschutzge-
setz verschiedene Organisationshestimmungen, mit
denen wir uns im folgenden befassen wollen.

Die Organisation des Gewisserschutzes

Die Aufgaben der Gemeinden

In Art.3 des Gewisserschutzgesetzes wird grund-
sitzlich festgestellt, dass es Sache der Gemeinden ist,
fiir die Durchfiihrung der Massnahmen zum Schutze
der Gewisser auf ihrem Gebiet zu sorgen. Die Praxis
hat indessen schon friih erkennen lassen, dass die Ge-
meinden fiir sich allein die Aufgabe in der Regel nicht
bewiltigen konnen. Technische und 6konomische
Ueberlegungen liessen die meisten Gemeinden iiberzeu-
gen, dass namentlich der Bau von Kliranlagen nur in
der Gemeinschaft mehrerer Gemeinden méglich ist.
So sind heute schon verschiedene Gemeindeverbinde
entstanden, die zum Ziel haben, gemeinsam eine Klir-
anlage zu planen, zu projektieren und hernach zu
realisieren. Solche Gemeinschaftswerke haben ihre
Rechtsgrundlage in Art. 2 des Gemeindegesetzes, der
u. a. folgendes bestimmt:

«Die Gemeinden sind befugt, sich zur Erfiillung
einzelner 6ffentlicher Aufgaben zu Gemeindeverbin-
den (Zweckverbiinden) zusammenzuschliessen und hie-
fiir besondere Organe zu beschaffen. Diesen kann
juristische Personlichkeit verliehen werden.»

Dass sich die Planung von Gemeindeverbiinden fiir
die Reinigung der Abwasser nicht auf das Gebiet des
Kantons Schaffhausen beschrinken konnte, macht ein
Blick auf die geographischen Verhiltnisse sofort ver-
standlich. Bereits die erste Kldranlage, die heute im
Bau ist, musste ihren Einzugsbereich in den Kanton
Ziirich hinein erstrecken. Durch einen Vertrag zwi-
schen den Kantonen Ziirich und Schaffhausen
wurde die Grundlage zu diesem ersten Zweckverband
der Gemeinden Schaffhausen, Neuhausen am Rhein-
fall, Feuerthalen und Flurlingen geschaffen.

Noch weiter sind die Bibertaler Gemeinden Buch,
Ramsen und Thayngen gegangen, die sich mit den



baden-wiirttembergischen Gemeinden Singen, Gottma-
dingen, Rielasingen, Randegg und Bietingen zusam-
mengeschlossen haben. Es ist denkbar, dass sich dieser
Gemeinschaft noch weitere sieben «Oberliegergemein-
den» des Hegaus anschliessen werden. Die Projektie-
rungsarbeiten sind bereits in vollem Gange, das Land
der kiinftigen Grossanlage ist erworben und gegenwiir-
tig miihen sich die Juristen hiiben und driitben mit
Fragen der rechtlichen Organisation der Gemeinschaft
ab. Es ist geplant, auf schweizerischer und deutscher
Seite gleichmissig organisierte Gemeindeverbinde zu
bilden, die einander gleichberechtigt gegeniiberstehen,
indem sie Fragen der Bauausfithrung, des Betriebes,
der Aufsicht, der Finanzierung sowie der Erledigung
von Streitigkeiten durch einen Vertrag regeln, der
hernach durch den Regierungsrat des Kantons Schaff-
hausen sowie durch die Regierung des Landes Baden-
Wiirttemberg genehmigt werden muss.

Etwas weniger kompliziert sind die Verhiltnisse
in Stein am Rhein. Dort werden sich nebst dem er-
wihnten Schaffhauser Stddtchen noch die Thurgauer
Gemeinden Eschenz, Kaltenbach, Mammern und Wa-
genhausen zusammentun und allenfalls den deutschen
Nachbargemeinden Oehningen und Wangen durch
einen sogenannten Abwasserlieferungsvertrag das Recht
des Anschlusses geben.

Als letzte Gemeinschaftslosung iiber die Grenze
hinweg ist die fiir die Enklave Biisingen vorgesehene
Anlage zu nennen, an die sich die Schaffhauser Ge-
meinde Dérflingen ebenfalls durch einen Abwasser-
lieferungsvertrag anschliessen wird.

Als voraussichtlich einzige Verbinde werden sich
die Klettgauer Gemeinden ohne auslindische Beteili-
gung organisieren, wobei noch die Frage offen ist, ob
sich die Grenzgemeinde Trasadingen anschliessen kann
oder sich an die deutsche Nachbargemeinde Erzingen
«anlehnen» muss. Noch nicht bereinigt ist auch die
Frage, was die Gemeinden Schleitheim und Beggingen
tun kénnen. Ein Gemeinschaftswerk mit der deutschen
Nachbargemeinde Stiihlingen wird zurzeit noch ge-
priift. In gleicher Weise ist das Schicksal der Reiat-
Gemeinden noch nicht entschieden. Fiir einzelne davon
wird wohl nur eine Kleinanlage in Frage kommen;
fiir die andern hofft man, den Anschluss an die be-
reits erwihnten Verbidnde noch bewerkstelligen zu
kénnen.

Die Aufgaben des Kantons

Die Tatsache, dass nach dem bereits erwihnten
Grundsatz die Hauptaufgabe des Gewisserschutzes den
Gemeinden zukommt, liess den Kanton indessen nicht
abseits stehen. Seinen Amtsstellen, so der kantonalen
W asserbauinspektion unter der Leitung von Kantons-
ingenieur Suter, kommt in erster Linie das Verdienst
zu, dass die Planung auf dem Gebiet der Abwasser-
reinigung unermiidlich vorangetrieben wurde und die
Koordination unter den Gemeinden sichergestellt ist.
Sie setzte damit das vom derzeitigen Stadtingenieur
von Ziirich, Jakob Bernath, begonnene Werk in mu-
stergiiltiger Weise fort. Die gleiche Wasserbauinspek-

tion hat iibrigens eine gute Oel-Alarmorganisation aus-
gebaut und sich mit den notwendigen technischen Ein-
richtungen versehen.

In Zusammenhang mit der Planung der Abwasser-
sanierung im ganzen Kanton steht natiirlich auch die
Gesamtplanung iiber die Wasserversorgung, die ge-
meinsam mit der kantonalen Gebdudeversicherungs-
anstalt betrieben wird. Der Kanton besitzt umfang-
reiche Studien iiber die Grundwasservorkommen. Diese
fithrten zwangsmaissig zur Ausscheidung von Schutz-
zonen, innerhalb derer fiir Baubewilligungen, nament-
lich fiir Tankanlagen, besonders strenge Bedingungen
gestellt werden.

Zum Schutze der ober- und unterirdischen Gewis-
ser kann die Baudirektion durch ihre Kompetenzen
in vielerlei Hinsicht wirken. Sie ist beratende und
antragstellende Instanz, wenn der Regierungsrat iiber
bauliche Massnahmen an Gewissern zu beschliessen
hat. Gemiss Art. 2 des kantonalen Gewisserschutzge-
setzes hat die Baudirektion alle jene Vorkehren zu
treffen, die verhindern sollen, dass feste und fliissige
Stoffe, wie z. B. Kehricht, Bauschutt, Abfille aus In-
dustrie und Gewerbe, landwirtschaftliche Abfille usw.,
die das Wasser verunreinigen, den Gewissern zuge-
fithrt werden. Als Bewilligungsinstanz entscheidet sie
ferner dariiber, ob und unter welchen Bedingungen ge-
sammelte Oberflichenwasser, Abwasser aus Haushal-
tungen, aus Industrie, Gewerbe und Landwirtschaft in
die Gewdsser eingeleitet werden diirfen. Der Baudi-
rektion obliegt im weitern die Wahrung der Interessen
des Gewisserschutzes bei der Nutzung der Wasserkraft.
Sie stellt die zweckentsprechenden Antrige vor der Er-
teilung einer Konzession. Sie erlisst die notwendigen
Verfiigungen in Fillen bereits bewilligter Wasserent-
nahme. Thr ist die Genehmigung der Kehrichtplitze
sowie der Kiesausbeutung vorbehalten, und was die
Lagerung von gewisserschidlichen Fliissigkeiten be-
trifft, obliegt ihr die Genehmigung und Anordnung
der periodischen Kontrolle. Nicht zu iibersehen ist
schliesslich noch der Einfluss der Baudirektion bei der
Bewilligung von gewerblichen und industriellen An-
lagen, die gemiss Baugesetz dem Regierungsrat vor-
behalten ist. Bei solchen Baubewilligungen sind die
Abwasserverhiltnisse im einzelnen zu iiberpriifen und
zweckentsprechende Bedingungen zu stellen.

Der Regierungsrat hat iibrigens gemiss Art. 1 und
17 des kantonalen Gewisserschutzgesetzes ganz beson-
dere Aufgaben: Im allgemeinen iibt er die Oberauf-
sicht aus. Sodann ist er fiir die Koordination des Ge-
wisserschutzes iiber die Kantons- bzw. Landesgrenze
hinaus verantwortlich. Er ordnet im weitern jene
Massnahmen an, die zu treffen sind, um bestehende
Gewisserverunreinigungen im Sinne von Art.3 Abs. 3
des Bundesgesetzes zu beheben. Seine wichtigste Voll-
macht besteht indessen in der Verteilung der Subven-
tionen. An die Kosten der Projektierung und den Bau
von Kliranlagen werden 20 bis 50 % ausgerichtet;
fiir Sammelkanile bezahlt der Kanton 20 bis 40 %
der Kosten, die iibrigens nach der Finanzkraft der be-
treffenden Gemeinde abgestuft werden.
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Zusammenfassung

Diese kurze Uebersicht zeigt, dass der Kanton
Schaffhausen die Planung der Abwasserreinigung iiber
sein ganzes Kantonsgebiet mit Einschluss der Nach-
bargebiete weitgehend abgeschlossen hat. Die Pla-
nungsphase ist da und dort bereits in die Projektie-
rungsphase und in das Stadium der Ausfiihrung iiber-
gegangen. Der Wille, die ober- und unterirdischen Ge-
wisser im Einzugsbereich der Region Schaffhausen zu
schiitzen, ist durch die Macht der Ueberzeugung tief
im Volk verankert worden. Die grosse Aufgabe des Ge-

wisserschutzes hat auch den Weg zu freundnachbar-

bleiben wird.

licher Zusammenarbeit mit andern Kantonen und so-
gar mit dem Ausland gedffnet. Im Interesse der Rein-
haltung unseres Wassers sind — dies darf mit beson-
dere Genugtuung festgestellt werden — Eigeninteres-
sen einzelner Gemeinden ohne grosses Aufheben zu-
riickgestellt worden. Hoffen wir, dass bis zur ab-
schliessenden Verwirklichung der heutigen Pline die-
ser wesentliche Teil der Regionalplanung im Gebiet
des Kantons Schaffhausen und Umgebung beispielhaft

Gewisserschutz-Schlendrian greift ans Gemeindeportemonnaie

Die véllige Verstindnislosigkeit fiir
die Anforderungen des Gewisserschutzes
kommt die Gemeinde Pruntrut teuer zu
stehen. Im Jahre 1949, dann 1950, 1953,
1956, 1957, zweimal im Jahre 1959 und
viermal im Jahre 1960 wurde ein Bach,

die Allaine, von der Gegend an, da die .

Pruntruter Kanalisation sich in ihn er-
giesst, vergiftet, und zwar meistens durch
Kupfervitriol. Ein Fischziichter, der auf
Grund einer Wasserrechtsverteilung des
Kantons Bern Wasser aus der Allaine
bezog, und die kantonale Forstdirektion
verwahrten sich vergeblich bei den Ge-
meindebehorden von Pruntrut. In zwei
Fillen wurde der Fischziichter selber
wegen Wasserverunreinigung verurteilt,
nachdem die Vergiftungserscheinungen
nur weiter unten, bei einem Konkur-
renten, aufgetreten waren. Im Ergebnis
unternahm Pruntrut aber iiberhaupt
nichts.

Am 2. September 1961 wurde der
Fischziichter von einem Oberlieger be-
nachrichtigt, eine Giftwelle sei im Bache
unterwegs. Der Ziichteér schaltete hierauf
die von ihm eingerichtete Warnanlage
ein, welche die Ankunft der Giftwelle
richtig anzeigte und ihm erlaubte, den
Einlauf in seine Zucht rechtzeitig zu

schliessen. Nach zwanzig Minuten be--

gannen seine Fische Zeichen von Sauer-
stoffmangel zu geben. Nach seiner Er-
fahrung rechnete der Ziichter nun da-
mit, dass die Welle voriiber sei, und
offnete den Einlauf wieder. Leider hatte
er sich getduscht; 4322 Kilogramm
Fische, sein ganzer Bestand, wurde ge-
totet; sein Konkurrent weiter unten
verlor einige Stunden spiter 2384 Kilo-
gramm Fische.

Die Zweite Zivilkammer des Appella-
tionsgerichtes des Kantons Bern verur-
teilte die Gemeinde Pruntrut, der Kon-
kursmasse des inzwischen in Konkurs
gefallenen ersten Fischziichters 85 000
Franken Schadenersatz zu bezahlen.
Dieses Urteil wurde von der Gemeinde
‘mit einer Berufung an die II. Zivilabtei-
lung des Bundesgerichtes angefochten.
Diese bestitigte aber das Berner Urteil
aus folgenden Ueberlegungen:
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(Von unserem Bundesgerichtskorrespondenten)

Der Unterlieger vom Nachbarrecht
geschiitzt

In Ermangelung einer entsprechen-
den offentlich-rechtlichen Ordnung haf-
tet das Gemeinwesen fiir die Ueber-
schreitung seines Grundeigentumsrechts
auf Grund von Artikel 679 des Zivil-
gesetzbuches (ZGB). Die nachbarrecht-
lichen Regeln von Artikel 684 ZGB,
welche iibermissige Einwirkungen auf
das Eigentum der Nachbarn verbieten,
gelten dann auch fiir das Gemeinwesen,
inshesondere, wenn Fischereiberechtigte
durch Abwisser geschiddigt werden,
selbst wenn die Abwisser von berech-
tigten Kanalisationsheniitzern herriihren.
Die Gemeinde macht vergeblich gel-
tend, ihre Kanalisation sei nicht als
Grundeigentum zu behandeln, da sie
nicht im Grundbuch eingetragen ist.
Artikel 944 ZGB lisst unter Umstinden
eine Ausnahme von der Eintragungs-
pflicht zu, wenn ein Grundstiick &ffent-
lichem Gebrauch dient. Im vorliegen-
den Fall steht fest, dass die Kanalisa-
tion in gemeindeeigenem Boden einge-
richtet ist.

Abwasserkanalisation kein Freipass
fiir Giftergiisse '

Der offentlich-rechtliche Zweck der
Kanalisation, Abwisser in den Bach zu
leiten, berechtigt jedoch nicht dazu, die
Fische vergiftenden Stoffe in den Bach
fliessen zu lassen. Das geht aus dem
offentlichen Recht, nimlich dem Bun-
desgesetz itber den Gewisserschutz (Ar-
tikel 2, Absatz 1, Artikel 3, Absitze 2, 3
und 6) und einem bernischen Wasser-
rechtsgesetz vom 3. Dezember 1950 (Ar-
tikel 114, Absatz 1 und Artikel 110), wie
aus dem Zivilrecht, namlich Artikel 684,
Absatz 2 ZGB hervor. Indem die Ge-
meinde die vorschriftswidrige Einlei-
tung von kupfervitriolhaltigem Wasser
in ihre Kanalisation, die ohne iibermis-
sige Kosten hitte verhindert werden
konnen, duldete, {iberschritt sie die
Grenzen, die dem Gebrauch ihres Eigen-
tums gesetzt sind.

Schuldhafte Rechtswidrigkeit

Diese Untitigkeit der Gemeinde ist
zudem schuldhaft. Sie kannte die Miss-

brauche zur Geniige. Thre Nachlissigkeit
zieht daher die Verantwortlichkeit fir
unerlaubte Handlungen, wie Artikel 41
des Obligationenrechts (OR) sie um-
schreibt, nach sich. Vergeblich versucht
sie, den ursichlichen Zusammenhang
zwischen der Fischvergiftung und ihren
Abwissern anzuzweifeln. Die Eigenschaft
eines Nachbarn, der durch die Artikel
679 und 684 ZGB geschiitzt ist, kann
einem Unterlieger, der unter der Ver-
schmutzung eines sein Eigentumsrecht
iiberschreitenden Oberliegers an einem
Gewiisser leidet, nicht bestritten werden,
zumal er hier noch ein Wasserrecht be-
sass. Die darauf und auf Artikel 41
gestiitzte Schadenersatzklage ist von der
Vorinstanz richtig beurteilt worden. Ins-
besondere fehlt es an einem Grund, den
Schadenersatz auf Grund von Artikel 44,
Absatz 1 OR, also wegen Griinden, die
der Geschidigte zu vertreten hat, herab-
zusetzen. Der Fischziichter hatte keine
weiteren Abwehrmassnahmen vorzukeh-
ren, da er nicht mit rechtswidrigen
Handlungen von Nachbarn zu rechnen
braucht. So geht es nicht an, von ihm
die Einrichtung einer Sauerstoff-Notver-
sorgungsanlage fiir den Fall einer Bach-
vergiftung zu verlangen oder eine Be-
wisserung mit Trinkwasseranschluss vor-
zusehen. Als die Giftwelle sich niiherte,
hatte der Fischziichter alles getan, was
von ihm zu erwarten war, und auf Grund
seiner Erfahrung war er zur Annahme
berechtigt, als er die Schieber wieder
offnete, dass die Gefahr voriiber sei.
Dieses einstimmige Bundesgerichts-
urteil erging auf der Grundlage einer
freilich nicht einstimmigen Begrindung.
Zwei Bundesrichter wollten sich nur auf
Artikel 41 OR verlassen und die nicht
mehr neue, aber zeitgemisse Ausdeh-
nung des Nachbarschaftsbereiches auf
den Umbkreis der von einer Einwirkung
erreichbaren Grundstiicke wieder auf
die nichste Umgebung einschrinken,
wihrend ein anderer gerade Artikel 41
OR aus dem Spiele lassen wollte. Er
fiirchtete, es wiirde sich daraus eine
allgemeine Pflicht zur Abwehr von Sach-
schaden Dritter entwickeln, die iiber
die Verpflichtung, fremdes Eigentum zu
respektieren, hinausginge. Dr.R. B.



	Der Gewässerschutz im Kanton Schaffhausen

